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Absolute Mehrheit ausgebaut 

•»Das ist ein sensationelles 
Ergebnis!" Mit diesen Wor- 
ten beglückwünschte An- 
gela Merkel noch in der 

^ahlnacht den saarländi- 
Schen Ministerpräsidenten 

eter Müller zu seinem Er- 
[0|8 bei den Landtagswah- 
•en. 

»Die absolute Mehrheit 
lst ausgebaut. Das ist eine 
°He  Geschichte  und  eine 

große gemeinschaftliche 
Leistung der saarländischen 
CDU," zeigte sich auch Peter 

Müller in einer ersten Ana- 
lyse sehr zufrieden mit dem 
Wahlergebnis. Nach Sitzun- 
gen der Spitzengremien der 

Partei am Montag in Berlin 
erklärte Angela Merkel, der 
Sieg der Saar-CDU zeige, 
dass man mit „Mut und Klug- 
heit, vor allen Dingen 

Dokumentation 

Daten, Fakten und 

Hintergründe zum 

Haushaltsentwurf 

2005 

Innenteil 

Georg Milbradt zum 

Ministerpräsidenten 

des Jahres gewählt 
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HEUTE AKTUELL 

- Laurenz Meyer: Wo die 
CDU regiert, geht es den 
Menschen besser (Seite 3) 

Landtagswahl Saarland: 
(Seite4-10) Angela Mer- 
kel: Die politische Lage in 
Deutschland (Seite 11-12) 
~ Aus den Ländern (Seite 
14) Hans-Gert Pötte- 
ring: Beitrag zu mehr De- 
mokratie (Seite 15) W. 
Börnsen: Atombomben. 
Das Spiel mit dem Feuer 
geht weiter (Seite 16) H. 
Heiderich: Wichtige Er- 
gänzung des Koexistenz- 
regeln für Gentechnik 
(Seite 18) H.Koschyk.T. 
Strobl, K. Klöckner: Distan- 
zierung vom Terror durch 
freiwillige Selbstverpflich- 
tung (Seite 19) D.Wöhrl: 
Populistische Energie- 
preisdebatte soll von Re- 
gierungschaos ablenken 
(Seite 19-20) M. Eich- 
hom,M.Noll:Geschlechts- 
spezifische Arbeit verbes- 
sern (Seite 20-21) P. 
Götz: Kinderbetreuung 
bleibt Stein des Anstoßes 
(Seite 21-22) G.Kaupa, 
U. Heinen: Einheitliche Al- 
kopop-Kennzeichnung 
zum Schutz der Jugend 
(Seite 22) 

aber mit Wahrhaftigkeit" 
Wahlen gewinnen könne. 
Der klare Erfolg sei vor allem 
damit zu erklären, dass die 
Landesregierung den Men- 

schen stets den Nutzen 
der notwendigen Verände- 
rungen erklärt habe, betonte 
die Parteivorsitzende. So ha- 
be der Wahlkämpfer Peter 
Müller bereits 1999, auch ge- 

gen Widerstände in den ei- 
genen Reihen, den Ausstieg 
des Saarlandsausdem Stein- 
kohlebergbau angekündigt. 
Dabei sei jedoch stets klar 
gewesen, dass Peter Müller 
zugleich für die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze kämp- 
fen werde. Dieser Einsatz 
habe bis heute zur Entste- 
hung von 40.000 neuen Stel- 
len geführt. Während dieses 
Umstrukturierungsprozes- 
ses hätten die Menschen be- 
obachten können, dass Ver- 
änderungen nicht nachteilig 

sind, sondern positive Signa- 
le für die Zukunft setzen. 

Die CDU-Vorsitzende 
sagte weiter, dass es sich die 
SPD zu einfach mache, wenn 
sie ihr Wahldebakel allein 
auf Oskar Lafontaine schie- 
be. Das Problem sei viel- 
mehr, dass Kanzler Schröder 

den Menschen nicht sagen 

könne, wie Deutschland in 
zehn Jahren aussehen müs- 
se. Tue er das, würde er kaum 

überwindbare Konflikte in 
der eigenen Partei bekom- 
men. Mit unklaren Positio- 
nen habe die Bundesregie- 

rung Verunsicherung in der 
Bevölkerunggesät. Die Men- 

schen wüssten überhaupt 
nicht mehr, „woran sie sich 

halten sollen". Dies und das 
Chaos bei der Umsetzung 
der Reformen habe letztlich 

zu den dramatischen Verlus- 
ten der Sozialdemokraten 

geführt. 
Zusammen mit Peter 

Müller wertete die Partei- 
und Fraktionsvorsitzende 

den Sieg der Saar-CDU als 

Rückenwind für die Wahl- 
kämpfer in Sachsen, Bran- 
denburg und bei der Kom- 
munalwahl in Nordrhein- 

Westfalen. Zugleich bekräf- 

tigte sie, dass die Union den 
einmal beschrittenen Weg 
für Veränderungen fortset- 
zenwerde. Dabei müssteden 

Menschen jedoch stets die 
Perspektiven dieser Politik 
für mehr Arbeit und nach- 

haltiges Wachstum vor Au- 
gen geführt werden. Eichel 
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Haushaltspolitik zeige aber 
immer wieder, dass Rot-Grün 
aufKostenderkünftigen Ge- 
nerationen wirtschafte. An- 
statt den Menschen Verläss- 

'ichkeit und Vertrauen zu bie- 
ten, werde augenscheinlich, 
dass die Regierung ihre Poli- 
tik nur auf Sand baue. 

Der saarländische Minis- 
terpräsident Peter Müller 
treute sich darüber, vom 
"^ählereine „Vertragsverlän- 
gerung für fünf Jahre" er- 

nalten zu haben. Er erinnerte 
daran, dass das Saarland frü- 
ner als eine „uneinnehmbare 
Trutzburg der Sozialdemo- 
kraten" gegolten habe. Des- 

ta'bhätten 1999vielegesagt, 
der Wahlerfolg sei nur eine 
••Eintagsfliege". Stattdessen 
habe die CDU auf hohem Ni- 

veau noch einmal zugelegt. 
Der saarländischen SPD be- 
scheinigte Müller „eine dra- 
matische Situation des Ver- 
falls". Einen Garanten des Er- 
folges seiner Partei sieht Mül- 
ler in der engen Verbindung 
der saarländischen CDU zur 
christlichen Soziallehre: „Ich 

glaube, dass die Frage der so- 
zialen Symmetrie immereine 
zentrale Frage in der Union 
war, immer ist und immersein 
muss." Das Eintreten für eine 
soziale Marktwirtschaft ge- 
höre zur Identität der Union 
und verpflichte dazu, die so- 
ziale Balance zu wahren. 

L. MEYER: WO DIE CDU REGIERT, GEHT ES DEN MENSCHEN BESSER! 

Das Rekord-Ergebnis von 
der Saar zeigt: Die Bürger 

trauen der CDU bei den 

Schlüsselthemen Wirtschaft 
und Arbeitsplätzen klar 
^ehr zu als der zerstritte- 
nen SPD. Peter Müller und 
die Saar-Union haben eine 

exzellente Bilanz bei Wirt- 
schaftswachstum und der 
Schaffung von Arbeitsplät- 
zen. Die Union steht für ef- 

fizientes Regieren, für hand- 
Werklich saubere Arbeit. All 
das haben die Wähler in 
überwältigender Weise ge- 
würdigt,  denn  die   Bürger 

wissen: Wo die 
CDU regiert, da 
geht es den Men- 
schen besser. Das 
macht uns sehr op- 
timistisch für die 

anstehenden Wahl- 
en in Sachsen, in Branden- 
burg und in Nordrhein- 
Westfalen. Gratulation an 
Peter Müller und seine 
Mannschaft! 

Gerade im Saarland 
zeigt sich aber auch in be- 
sonderem Maß die Zerris- 
senheit der Sozialdemokra- 
ten. Das desolate Ergebnis 

der SPD ist die 
| Quittung dafür, 

dass die Partei- 
führung sich nicht 
entscheiden kann, 
ob sie etwas für das 

^^• Land tun will oder 
an Ideologien hängt. Die 
Wähler wenden sich auch 
im Saarland von dieser SPD 
ab - und das völlig zu Recht. 

Der Erfolg von Peter 
Müller beweist: Klarer Kurs 
auf Wachstum und Arbeits- 
plätze zahlt sich aus. Der 
Kanzler kann sich daran ein 
Beispiel nehmen. 
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Wahlanalyse 

CDU siegreich - SPD stürzt ab 
Die CDU ist mit einem Er- 
gebnis von 47,5 % der Stim- 
men (plus zwei Prozent- 
punkte)der klare Gewinner 
der saarländischen Land- 

tagswahl. Mit Ministerprä- 
sident Peter Müller an ihrer 
Spitze erreicht die Union 
ihr Wahlziel, die absolute 
Mehrheit, die sie sogar um 
ein Mandat ausbauen kann. 

Das ist das beste Resultat 
für die Union im Saarland 
seit 1975. 

Die SPD erlitt als einzige 
Partei Stimmverluste und er- 
reicht nur noch 30,8 Prozent 
- das drittschlechteste saar- 
ländische Ergebnis seit 1947. 
Die erdrutschartigen Verlu- 

ste in Höhe von 13,5 Pro- 
zentpunkten sind die drit- 
thöchsten in einem west- 
deutschen Flächenland seit 
1945. Von der Schwäche der 
SPD konnten in erheblichem 
Maße die „Sonstigen Par- 
teien" profitieren. Nicht nur 
die extremistischen Parteien 
NPD(4,0%;+2,7 Punkteggü. 
dem REP-Ergebnis von 1999 

und PDS 2,3 %; + 1,5 Punkte) 
konnten ihr Ergebnis deut- 
lich steigern, sondern auch 
die Familienpartei (3,0 % als 

Listenverbindung mit der 
ÖDP; + 1,7 Punkte zum Er- 
gebnis von Familienpartei/ 
ÖDP von 1999). 

Die Grünen werden dritt- 
stärkste Partei und ziehen 
nach 1994 zum zweiten Mal 
in den Saarbrücker Landtag 
ein. 5,6 Prozent der Wähler 
entschieden sichfürdieGrü- 
nen. Auch die FDP hat den 
Wiedereinzug in das Lan- 
desparlament geschafft. Im 
Vergleich zur letzten Land- 
tagswahl konntendie Libera- 

len ihr Ergebnis verdoppeln 
und überspringen mit 5,2 
Prozent der Stimmen die er- 
forderliche 5-Prozent-Hür- 
de. Im neuen Saarbrücker 

Landtag ist die CDU mit 27 
Sitzen (plus 1) vertreten, die 
SPD mit 18 (minus 7), Grüne 
und FDP mit je 3. Die Wahl- 
beteiligung lag mit 55,5 Pro- 

zent (1999:68,7 %) auf dem 
niedrigsten Stand bei einer 

westdeutschen Landtags- 
wahl in der Nachkriegsge- 

schichte. 

Wer wählte wen? 

Laut einer Studie von Infra- 
test-Dimap ist die CDU in al- 
len Berufsgruppen, abgese- 
hen von den Arbeitern, stärk- 
ste Partei.Am bestenschnei- 

det sie bei den Selbstständi- 
gen und Beamten ab. Die 
SPD sichert sich allein bei 
den traditionell SPD-nahen 

Arbeitern, ferner bei den Ar- 
beitslosen den ersten Platz, 
muss in beiden Gruppen 
aberauch überdurchschnitt- 

liche Einbußen hinnehmen. 

Von dieser Schwäche konnte 
wiederum die NPD profitie- 

ren, die bei Arbeitern und Ar- 
beitslosen besonders gutab- 

schneidet. 
Die Grünen erzielten un- 

ter den Berufstätigen bei 
den Beamten, vor allem aber 

bei den Angestellten ihre be- 
sten Resultate. Noch besser 
schneiden sie bei den Ar- 
beitslosen sowie den Auszu- 
bildenden ab, wo sie auch zu- 

legen. Die Beamten und die 
Selbstständigen bilden tra- 
ditionsgemäßeinen Schwer- 

punkt der Liberalen. So auch 

bei dieser Wahl. 

Wer gewann wo? 

Mit dieser Landtagswah1 

ist die CDU mit Abstand 

stärkste politische Kraft in1 

Saarland geworden. Vorfün' 
Jahren hatte die Partei be- 

reits in vier der fünf Land 
kreise die Nase vorn. Dies- 
mal ist sie in allen Landkrei- 
sen und auch im Stadtver- 
band Saarbrücken als Sieger 

aus der Wahl hervorgegaf1' 

gen. Deutlich sind entspre' 
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chend die Veränderungen 
aiJf der Gemeinde-Ebene: 
l999 landete die CDU in 30 
der 52 saarländischen Ge- 
meinden auf dem ersten 

'atz, davon in 13 mit einer 

absoluten Mehrheit. Mit die- 
Ser Wahl ist die CDU nun- 
mehr in 49 Gemeinden erst- 
P'atziert. CDU-Spitzenreiter 
Sind wie schon bei früheren 

Wahlen die Gemeinden Tho- 
ley (61,8 Prozent), Perl (61,3) 
Ur>d Weiskirchen (60,9) mit 
^tirnmenanteilen von mehr 
a|s 60 Prozent. Absolute 

Mehrheiten   erreichte   die 

Partei darüber hinaus in 19 
weiteren Gemeinden. 

Bundesrat 

An der Zusammenset- 
zung des für die Gesetzge- 
bung mit entscheidenden 
Bundesrates - hier hat die 
UnioneineMehrheit- ändert 
sich nichts: Die drei Stimmen 

des Saarlandes bleiben bei 
CDU/CSU. Am 19. Septem- 
ber werden noch in Sachsen 
und Brandenburg neue Land- 
tage gewählt, am 26. Septem- 

ber sind die Wähler in NRW 
aufgerufen, die Kommunal- 
parlamente zu wählen. 

Dieses Jahr mussten die 
Sozialdemokraten bereits bei 
der Bürgerschaftswahl in 
Hamburg Ende Februar, bei 
der Landtagswahl in Thürin- 
gen und der Europawahl 
Mitte Juni sowie mehreren 
Kommunalwahlen zum Teil 
erhebliche Verluste hinneh- 
men. Insgesamt muss die 

SPD seit der Bundestags- 
wahl 2002 in acht Wahlen 
hintereinander Stimmeinbu- 

ßen verkraften. 

Wahlergebnisse Landtagswahlen im Saarland 1999/2004 

47,5 
45,5 

44,4 

30,8 

3,2 
5,6 • 

1999/2004 
CDU 

1999/2004 
SPD 

1999/2004 
Grüne 

5,2 
2,6 

a 

1999/2004 
FDP 

29I04 



Landtagswahl Saarland 

Die Landtagswahl Saarland 2004 am 5.9.2004 
- Vorläufiges amtliches Endergebnis - 

Landtagswahl Saarland     Landtagswahl Saarland      Differenz 
2004 1999 

Wahlberechtigte 

Wahlbeteiligung 

gültige Stimmen 

Anzahl 

816.032 
425.805 
441.571 

52,2 

Anzahl % 

822.810 
565.523      68,7 
557.337 

-16,5 

CDU 209.670 1 47.51 253.856 45?5| +2,0 

SPD 136.206 30,8 247.311 44,4 -13,6 

Bündnis 90/Die Grünen 24.827 5,6 18.106 3,2 +2,4 

FDP 22.838 5,2 14.259 2,6 +2,6 

NPD 17.584 4,0 1      +43 
Familien-Partei Deutschlands 13.103 3,0 5.623 1,0 +2,0 

PDS 10.237 2,3 4.490 0,8 +1,5 

Die Grauen - Graue Panther 6.285 1,4 +1,4 

Deutsche Soziale Offensive 459 0,1 +0,1 

Deutsche Partei 362 0,1 +0,1 

Sonstige 0,0 13.692 2,5 -2,5 

Mandatsverteilung 

Landtagswahl Saarland 
2004 

Landtagswahl Saarland 
1999 

Differenz 

CDU 27 26 _+t 
SPD 18 25 _j7. 

FDP 3 _+3. 

Bündnis 90/Die Grünen 3 _+3_ 

Summe 51 51 _o 

Die Abkürzungen bedeuten: 

CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands 

DP Deutsche Partei 
DSO Deutsche Soziale Offensive 

Familie Familien-Partei Deutschlands 
FDP Freie Demokratische Partei 
Graue DIE GRAUEN - Graue Panther 

Grüne Bündnis 90/Die Grünen 

NPD 
PDS 
SPD 

BW 

EW 

LWSL 

KWSL 

Nationaldemokratische Partei Deutscn 
Partei des Demokratischen Sozialismus 
Sozialdemokratische Partei Deutschen 

Bundestagswahl 

Europawahl 

Landtagswahl Saarland 

Kreistagswahl Saarland 
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Ergebnisse der Landtagswahlen im Saarland seit 1947 

Jahr Wahl bet SPD CDU Grüne FDP/ 
DPS 

SVP/ 
CVP 

SPS Sonst" 

1947 95,7 - - - 7,6 51,2 32,8 _JA. 
1952 93,1 - - - - 54,7 32,4 12,8 

1955 90,4 14,3 25,4 - 24,2 21,8 5,8 _Jj4 
1960 79,1 30,0 36,6 - 13,8 11,4 - 8,2 

1965 81,8 40,7 42,7 - 8,3 5,2 - _Ji 
1970 83,1 40,8 47,8 - 4,4 0,9 - 6jl 

1975 88,8 41,8 49,1 - 7,4 - - 1,7 

1980 85,0 45,4 44,0 2,9 6,9 - - _08 

1985 85,0 49,2 37,3 2,5 10,0 - - 1,0 

1990 83,2 54,4 33,4 2,6 5,6 - 3£ 
1994 83,5 49,4 38,6 5,5 2,1 - - 4j4 

1999 68,7 44,4 45,5 3,2 2,6 - - _J£ 
2004 55,5 30,8 47,5 5,6 5,2 - - _jOg. 
Diff. -13,2 -13,6 +1,9 +2,4 +2,6 - - ^53 
DPS Demokratische Partei der Saar 
CVP Christliche Volkspatei des Saarlandes 
SVP Saarländische Volkspartei 
SPS Sozialdemokratische Partei Saar 

Sitzverteilung im Saarländischen Landt ag seit 1947 
 ._, 

Jahr Sitze SPD CDU Grüne FDP/ 
DPS 

SVP/ 
CVP 

SPS Sonst" 

1947 50 - - - 3 28 17 2 

1952 50 - - - - 29 17 4 

1955 50 7 14 - 13 12 2 T 
1960 50 16 19 - 7 6 - 7 
1965 50 21 23 - 4 2 -  ;. 
1970 50 23 27 - - - -  :. 
1975 50 22 25 - 3 - -  ;. 
1980 51 24 23 - 4 - -  l 
1985 51 26 20 5 - - ___^. 
1990 51 30 18 3 - -  : 
1994 51 27 21 3 - - -  - 
1999 51 25 26 - - - -  • 

2004 51 18 27 3 3 - - _____-• 

Diff. -7 +1 +3 +3 - -  2 

1)1947: KP = 2; 1952: KP = 4; 1955: KP = 2; 1960: DDU = 2 
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CDU Landtagswahl Saarland 2004 
Bundesgeschäftsstelle 

Pressestelle Vorläufig gewählte Abgeordnete 

Name / Adresse: Partei: Wahlgebiet: Listenplatz: 

Bachmann, Monika CDU Wahlkreis Saarlouis 2 

Becker, Günter CDU Wahlkreis Neunkirchen 6 

Funk, Alexander CDU Saarland 3 

Hans, Peter CDU Wahlkreis Neunkirchen 1 

Heimes, Anke CDU Wahlkreis Neunkirchen 10 

Heinrich, Günter CDU Wahlkreis Saarlouis 5 

Hennrich, Sabine CDU Wahlkreis Saarbrücken 6 

Jacoby, Peter CDU Wahlkreis Saarbrücken 1 

Jungmann, Georg Alfred CDU Wahlkreis Saarlouis 3 

Karren, Martin CDU Wahlkreis Saarbrücken 4 

Kramp-Karrenbauer, Annegret CDU Saarland 2 

Kuhn-Theis, Helma CDU Wahlkreis Saarlouis 4 

Kutten, Edmund CDU Wahlkreis Saarlouis 7 

Ley, Hans CDU Wahlkreis Neunkirchen 2 

Meiser, Klaus Alois CDU Wahlkreis Saarbrücken 2 

Müller, Peter CDU Saarland 1 

Rauber, Karl Ewald CDU Wahlkreis Neunkirchen 5 

Rink, Gisela CDU Wahlkreis Saarbrücken 3 

Roth, Klaus CDU Wahlkreis Neunkirchen 9 

Schäfer, Gabriele Klara CDU Wahlkreis Neunkirchen 7 

Scharf, Hermann CDU Wahlkreis Neunkirchen 8 

Schmitt, Thomas Johannes CDU Wahlkreis Saarlouis 6 

Schreier, Jürgen CDU Wahlkreis Saarlouis 1 

Toscani, Stephan CDU Wahlkreis Neunkirchen 3 

Vogtel, Alfons CDU Wahlkreis Neunkirchen 4 

Wagner, Anja CDU Wahlkreis Saarbrücken 7 

Wegner, Bernd CDU Wahlkreis Saarbrücken 5 

Baldauf, Manfred FDP Saarland 2 

Hartmann, Christoph Georg FDP Saarland 1 

Jochem, Karl-Josef FDP Saarland 3 

Spaniol, Barbara GRÜNE Wahlkreis Neunkirchen 1 

Ulrich, Hubert GRÜNE Saarland 1 

Willger-Lambert, Claudia GRÜNE Wahlkreis Saarbrücken 1 

Braun, Reiner SPD Saarland 3 

Commercon, Ulrich SPD Wahlkreis Saarbrücken 2 

Gillo, Peter SPD Wahlkreis Saarbrücken 5 

Henz, Roland SPD Wahlkreis Saarlouis 3 

Hoffmann-Bethscheider, Cornelia SPD Saarland 2 

Kolb, Gisela SPD Wahlkreis Neunkirchen 4 

Lang, Armin SPD Wahlkreis Neunkirchen 3 

Lawall, Karin SPD Wahlkreis Saarbrücken 1 

Maas, Heiko Josef SPD Saarland 1 

Möller, Heidrun SPD Wahlkreis Neunkirchen 2 

Pauluhn, Stefan SPD Wahlkreis Neunkirchen 5 

Rehlinger, Anke SPD Wahlkreis Saarlouis 4 

Ries, Isolde SPD Wahlkreis Saarbrücken 3 

Roth, Eugen SPD Wahlkreis Neunkirchen 1 

Scherer, Petra SPD Wahlkreis Saarlouis 2 

Schmidt, Volker SPD Wahlkreis Saarbrücken 4 

Stritter, Hans-Georg SPD Wahlkreis Saarlouis 1 

Waluga, Günter SPD Wahlkreis Neunkirchen 6 
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Analyse 

Angela Merkel: 

Die politische Lage in Deutschland 
Die Union startet in die 
zweite Hälfte der Legisla- 
turperiode mit einem 
großen Erfolg bei den Land- 
tegswahlen im Saarland. 

Sie kann von einem guten 
Ergebnis aus sogar noch wei- 
ter zulegen und in einem 
V'er-Parteien-Parlament die 
absolute Mehrheit aus- 
bauen. Das zeigt: Verläss- 

'•chkeit, Mut und Kompe- 
tenz, für die gerade der saar- 

'ändische Ministerpräsident 
peter Müller steht, sind es, 
d'e Vertrauen der Wähler be- 
funden und festigen. 

Die Haushaltswoche hat 
das Versagen der Bundesre- 

8'erung in den zentralen Fel- 
dern Beschäftigung, Wachs- 

tern, soziale Sicherheit und 
öftentliche Finanzen wieder 
verdeutlicht. Insbesondere 
kam zum Ausdruck, welche 
Jährlichen Folgen der Re- 
formstillstand der Bundes- 
regierungfürunserLandhat. 
gerade jetzt darf nicht auf 
halber Strecke stehen ge- 

geben werden, wenn die 

^twendigen Reformen auch 
Erfolge bringen sollen. 

Die Tatsache, dass der 
v°n der Weltwirtschaft ge- 
zogene Export zwar gut 
au't. der Binnenkonsum 
Und die Inlandsinvestitionen 
aber schwach bleiben, sind 

ein klarer Ausdruck der an- 
haltenden Verunsicherung 
über den politischen Kurs 
der Bundesregierung. Es ist 

ein Skandal, wasdiese Regie- 
rung zu verantworten hat: 
Die Arbeitslosigkeit steigt 
selbst bei Wachstumsraten 
von knapp zwei Prozent auf 
neue Rekordzahlen, die Be- 
schäftigung sinkt weiter und 
die Schulden nehmen weiter 
zu. Die Bundesregierung hat 
Deutschlands Stärken quasi 

nutzlos werden lassen. Das 
muss sich ändern. 

Deshalb passt es nur zu 

gut ins Bild, dass auch der 
Haushaltsentwurf 2005 in- 
akzeptabel ist. Deutschland 
muss aus dem Kreislauf von 
binnenwirtschaftlicher 
Schwäche und Haushaltsde- 
fiziten herauskommen. Dies 
kann nur mit einer Neuord- 
nung des Reformstückwerks 

in der zweiten Hälfte der Le- 

gislaturperiode und einem 
Konzept mit Richtung und 
Ziel gelingen. 

Für die weiteren Debat- 
ten um die Hartz-Gesetze ist 
es entscheidend, dass nicht 
nur das Fordern, sondern 
auch das Fördern in den Mit- 
telpunkt der Politik rückt. 

Niemand will möglichst lange 
auf möglichst hohem Niveau 
als Arbeitsloser staatlich ali- 
mentiert werden. Die Men- 
schen wollen, wenn man ihre 
Leistungen kürzt, endlich 
wieder eine faire Chance auf 
einen Arbeitsplatz; darum 
hat es zu gehen! Nicht die 
handwerklichen und kommu- 
nikativen Fehler, sondern die 
anhaltende Beschäftigungs- 
krise ist der Kern des Versa- 
gens der Bundesregierung! 

Die Regierung hat auf 

ihren Kabinettsklausuren 
Neuhardenberg II und Bonn 
für den weiteren Kurs 2004/ 
2005 Stillstand angekün- 
digt. Eine halbwegs akzepta- 
ble handwerkliche Umset- 
zung bereits beschlossener 
Maßnahmen gilt bei Schrö- 
der als strategische Reform- 
politik. Vorwärts geht es je- 
denfalls nicht mehr, dafür 
fehlt erkennbar die Kraft: 

Ein genauer Blick zeigt 
die vernichtende Bilanz von 
Rot-Grün: 
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Die Innovationsinitiative 
der Bundesregierung hat 
sich nach nur sechs Monaten 
erschöpft. Selten haben me- 
dialer Aufwand und tatsäch- 
licher Ertrag in einem derart 
krassen Missverhältnis ge- 
standen. Die Bildungsminis- 
terin macht große Sprüche 
und verfassungswidrige Ge- 
setze. 

An der Steuerfront ist nur 
noch Lustlosigkeit zu beob- 
achten. Die Steueramnestie 
entpuppt sich als Reinfall, 
bei der Reform der Kapitaler- 

träge, der Unternehmensbe- 

steuerung und der Kommu- 
nalfinanzengiltStillruhtder 

See. 
Bei den Sozialversiche- 

rungen wird ein Minimalpro- 
gramm absolviert und im 
Übrigen mit der Bürgerver- 
sicherung der Kurswechsel 
zurück zur Staatsgläubigkeit 

vorbereitet. Der Vorschlag 
für einen Strafzuschlag für 
Kinderlose bei der Pflege 
ohne jede Entlastung für Er- 

ziehende ist ein Missbrauch 
des Verfassungsgerichtsur- 

teils. Er dient ausschließlich 
dazu,dasstrukturelle Defizit 

bis nach den Wahlen 2006 zu 
vertuschen. 

Hinsichtlich der dringen- 
den weiteren Arbeitsmarkt- 

reformen geht bei Rot-Grün 
gegen den vermuteten oder 
offen ausgesprochenen Wil- 
len der Gewerkschaften gar 

nichts mehr. 
Stillstand statt Wohl- 

stand - das ist die Bilanz 
nachsechsjahren Rot-Grün 

und zur Halbzeit dieser Le- 

gislaturperiode. 

IRAKS STAATSPRÄSIDENT TRIFFT DIE CDU-VORSITZENDE 

Zum Auftakt sei- 
nes ersten offizi- 
ellen Besuchs in 
Deutschland ist 
der irakische 
Übergangspräsi- 

dent Ghasi al-Ya- 
war von der CDU- 
Vorsitzenden, 
Angela Merkel, 
empfangen wor- 
den. 
Im Mittelpunkt des 45- 
minütigen Gesprächs stand 
die aktuelle Lage im Irak. 
Dabei hob der irakische 
Übergangspräsident die 
insgesamt positive Ent- 
wicklung seines Landes her- 

vor. Mit Blick auf die Be- 

richterstattung in den Me- 
dien wies Ghasi al-Yawar 
darauf hin, dass die Fokus- 

sierung auf Negativmel- 
dungen nicht das ganze Bild 
des heutigen Irak wider- 
spiegle. Über die Erfolge 
des Wiederaufbaus würde 
viel zu wenig berichtet. 

Ausdrücklich bedankte 
sich der irakische Über- 

gangspräsident für die bis- 
langgeleistete Aufbauhilfe. 

Insbesondere Deutschland 

hat in den Ver- 
einigten Arabi- 
schen Emiraten 

bereits mit der 
Ausbildung von 
irakischen Poli- 
zeikräften begon- 
nen. Außerdem 

hat sich die Bun- 
desrepublik nach 

Angaben aus Re- 
gierungskreisen 

zu Schuldenstreichungen 

und zur Ausbildung iraki- 
scher Soldaten außerhalb 

des Iraks bereit erklärt. 
Begleitet wurde die Par- 

tei- und Fraktionsvorsit- 

zende von ihrem ersten 

Stellvertreter Michael Glos 
sowie von den Außenpoliti- 
kern Ruprecht Polenz MdB 
und Friedbert Pflüger MdB. 
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Aus den Ländern 

»> Ministerpräsident des Jahres" 
Diese Auszeichnung 
erhielt in diesem Jahr 
der sächsische Minis- 
terpräsident und Spit- 
zenkandidat der Säch- 
sischen Union für die 
Landtagswahl, Georg 

Milbradt, für die öko- 
nomischen Fortschritte 
des Freistaates Sachsen 
•n den Jahren 2001 bis 
2003 von der „Initiative 
Neue Soziale Marktwirt- 
schaft" und der Zeitschrift 
»Wirtschaftswoche." 

In seiner Laudatio betonte 
der frühere baden-württem- 
bergische Ministerpräsident 
Lothar Späth die Einsatzbe- 
reitschaft der Sachsen. Ob es 
sich um die Rekonstruktion 
der Dresdner Frauenkirche 

°der um die Wiederaufbauan- 
strengungen nach der Flutka- 
tastrophevorzweijahren han- 

dele.die Bürgerinnen und Bür- 
ger des Freistaats hätten ge- 
2eigt, dass sie sich große Ziele 
steckten und diese mit noch 

größerem Ehrgeiz verfolgten. 
Insbesondere lobte Späth 

d'e sächsische Landesregie- 
rung für ihre „innovative und 

erfolgreiche" Politik. So habe 
der Bundesländer-Vergleich 
ergeben, dass der Freistaat in 
den letzten beidenjahrenden 

geringsten Anstieg der Ar- 
beitslosenquote, das stärkste 
Wirtschaftswachstum    aller 

Bundesländer und den nied- 
rigsten Zuwachs bei der Pro- 
Kopf-Verschuldung aufwei- 
se. Außerdem habe Sachsen 
ungeachtet der schwierigen 
Haushaltslage die öffentli- 
chen Investitionen weiter er- 
höhen können. Insgesamt 
lautete Späths Fazit: „Der 
Freistaat investiert, verbes- 
sert sein Bildungssystem und 
erntet dafür die Erfolge." 

Auch CDU-Generalsekre- 
tär Laurenz Meyer gratulier- 
te Milbradt zu seiner Aus- 

zeichnung. Mit seiner muti- 
gen Reformpolitik und sei- 
nem Willen zu praxisnahen 
Lösungen habe der sächsi- 

sche Ministerpräsident ent- 
scheidend dazu beigetragen, 
dass Sachsen im Bundeslän- 
der-Ranking in diesem Jahr 
auf Platz eins stehe. Es habe 
sich ausgezahlt, dass Sach- 
sen in der Arbeitsmarktpoli- 
tik, bei der Bildung sowie in 
der Finanz- und Wirtschafts- 

politik eigene Wege ge- 
gangen sei. 

Ministerpräsident 
Georg Milbradt dankte 
in seiner Rede vor allem 
den Menschen in sei- 
nem Freistaat: „Sie alle 
haben die Auszeich- 
nung an diesem Tag 
möglich gemacht und 
verdient. Dieser Preis 

bestätigt unseren Kurs. 
Wir wollen der modernere 
Teil Deutschlands werden." 
Die „Leistungsbereitschaft 
derSachsen"seiderbesteZu- 
kunftsmotor. Allerdings rei- 
che es für die neuen Länder 
nicht aus, nur die westdeut- 
schen Modelle zu kopieren. 
Der Osten brauche neue An- 
sätze, insbesondere „mehr 
Freiheiten und weniger Ein- 
heitskonzepte". Das gelte vor 
allem bei der Arbeitsmarkt- 
politik. Dabei plädierte Mil- 
bradt erneut für Lohnergän- 
zungsleistungen. Es sei bes- 
ser, die Löhne zu subven- 
tionieren, als die Menschen 
mit Lohnersatz abzuspeisen. 

Milbradt, dessen Sächsi- 
sche Union bei der Landtags- 
wahl am 19. September er- 
neut die absolute Mehrheit 
gewinnen will, ist nach Peter 
Müllerausdem Saarland der 
zweite Ministerpräsident, 
der diese Auszeichnung er- 

hält. 
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Aus den Ländern 

THÜRINGEN 

Verzicht auf Diätenanhebung 
Die CDU-Fraktion im Thüringer 
Landtag hat die Abgeordneten zu ei- 
nem Verzichtauf die Anhebungihrer 
Diäten für die nächsten zwei Jahre 
aufgefordert. Die Fraktionsvorsit- 

zende Christine Lieberknecht sagte, die Parla- 
mentarier wollten die kommende Wegstrecke 
gemeinsam mit den Bürgern gehen und sich bei 
Abstrichen nicht ausnehmen. Die derzeit in 
Thüringen anstehenden Reformen seien ohne 
Vergleich in der Geschichte des Freistaats. 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Wahl programm vorgestellt 
Dieschleswig-holsteinischeCDU 

PH   I   will im Fall eines Siegs bei den 
HP Landtagswahlen Anfang 2005 die 

I Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
den Mittelpunkt der Regierungs- 

arbeit stellen. „Jedes Regierungshandeln 
muss zunächst unter dem Aspekt der Wir- 

kungen auf Beschäftigung und Wachstum 
gewichtet werden", sagte Spitzenkandidat 
Peter Harry Carstensen bei der Vorstellung 
des Wahlprogramms. Außerdem soll im Nor- 
den mehr für die Bildung getan und die Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf verbessert 
werden. Außerdem will die CDU sich für eine 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engage- 
ments einsetzen. Carstensen kündigte an, 

dass die CDU die Investitionsbedingungen 
im Land verbessern werde. So solle der Auto- 
bahnbau vorangetrieben werden. Außerdem 
sollen Firmengründer innerhalb von acht 
Wochen eine Ansiedlungsgenehmigung be- 

kommen. 
Weiterer Schwerpunkt wird die Sanierung 

der Landesfinanzen sein. „Wir werden die 
Neuverschuldung von Jahr zu Jahr senken", 

kündigte der Vorsitzende  der  Programm- 

kommission, Johann Wadephul, an. 

SACHSEN-ANHALT 

Webel als Parteichef vorgeschlagen 
Der CDU-Landesvorstand Sachsen- 
Anhalt hat Thomas Webel als neuen 
Landesvorsitzenden vorgeschlagen. 

Das Gremium benannte den 
bisherigen stellvertretenden Landesvorsit- 
zenden und Landrateinstimmigfürdie Nach- 
folge von Wolfgang Böhmer. Der Minister- 
präsident gibt die Führung der Partei auf dem 

Landesparteitag am 13. November in Staß- 
furt auf eigenen Wunsch ab, bleibt aber Re- 
gierungschef. Webel ist Diplomingenieur, 

war zu DDR-Zeiten in der Bauernpartei und 
ist seit 1990 CDU-Mitglied. Seit 1991 arbei- 
tet er als Landrat und war zeitweise parallel 

auch Landtagsabgeordneter. 

BREMEN 

Gloystein zum Senator gewählt 
Der frühere Bankmanager Peter 
Gloystein ist von der Bremer Bür- 

gerschaft zum neuen Wirtschafts- 
und Kultursenatorgewähltworden. 

Gloystein tritt die Nachfolge 
von Hartmut Perschau an, der Mitte juli aus gG' 

sundheitlichen Gründen von seinen Ämtern 
zurückgetreten war.ZugleichwähltederSenat 

Gloystein zum Stellvertreter von Bürgermeis- 

ter Henning Scherf, der Bremen an der Spitze 

der SPD-CDU-Koalition regiert. 
Beim anschließenden Empfang im Rathaus 

bedankte sich Scherf bei Perschau für die 
neunjährige Zusammenarbeit im Senat. „W'r 

haben in dieser Ze't für Bremen den Image' 
wandel geschafft", sagte Scherf. Gloystein be- 
grüßteer mitden Worten: „Wirwerden uns m'1 

Ihnen schmücken können." 
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EVP-ED-Fraktion 

Hans-Gert Pöttering: 

Beitrag zu mehr Demokratie 
Die EVP-ED-Fraktion will, 
bevor sie der neuen Kom- 
mission ihre Zustimmung 
gibt, mit dieser eine Verein- 
barung treffen, die eine 
stärkere parlamentarische 
Kontrolle der Kommission 
Ur>d mehr Transparenz zum 
Ziel hat. Während der ers- 
ten Fraktionssitzung nach 
der Sommerpause hat die 
Fraktion auf Vorschlag ih- 
res Vorsitzenden, Hans- 

Gert Pöttering, beschlos- 
Sen,dasseinesolche Verein- 
barung folgende Punkte 
umfassen sollte: 

1 Erarbeitung eines poli- 
tisch-strategischen Arbeits- 
Programms der Kommission 
ln enger Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Par- 
'arnent. • Die Präsenz der 
Kommission im Plenum und 
ln den Ausschüssen des Par- 
larnents muss für die Kom- 
missionsmitglieder Priorität 
§egenüber allen anderen 
Arminen haben. - Bei Aus- 
scheiden einzelner Kommis- 
se während der Mandats- 
2e't der Kommission darf 
das nachfolgende Kommis- 
s'°nsmitglied seine Arbeit 
erst nach Anhörung im Eu- 
r°Päischen Parlament auf- 
nehmen. Die Kommission 
s°" Elemente der Verfas- 
SUng, insbesondere die Um- 

>i*+**r 

h 
Hans-Gert Pöttering 

setzung des Subsidiarität- 
sprinzips, bereits vor der Ra- 
tifizierung anwenden. • Bei 
der Umsetzung der euro- 
päischen Gesetzgebung soll 
die Kommission auch Ver- 
waltungsaufwand und Ko- 
sten der Umsetzung be- 
rücksichtigen mit dem Ziel 
einer größeren Deregulie- 
rung und Transparenz. 
Die Kommissare müssen die 
volle politische Verantwor- 
tung für ihren jeweiligen Zu- 
ständigkeitsbereich über- 

nehmen. Sie werden auf Be- 
amtenebene durch die Ge- 
neraldirektoren unterrich- 
tet, tragen aber selbst die 
politische Verantwortung 
für ihren Aufgabenbereich. 

Verabschiedung eines 
Verhaltenskodex für die Er- 
nennung hoher Beamter, 
um mehr Transparenz bei 
den Ernennungen zu errei- 

chen. • Die neue Kommis- 
sion soll einen Überblick 
über die Ergebnisse der Ver- 
waltungsreform in der Kom- 
mission geben. Die Kom- 
mission soll sich zu einem 
besseren Verfahren der In- 
formation des Parlaments in 
der Gesetzgebung sowie 

über internationale Abkom- 
men im Stadium der Ver- 
handlungen verpflichten. • 
Systematische und umge- 
hende Information der na- 
tionalen Parlamente über 
neue Gesetzesvorlagen. 

Hans-Gert Pöttering be- 
tonte den "Doppelcharakter" 
der Beziehungen des Eu- 
ropäischen Parlaments zur 
Kommission. Einerseits seien 
Kommission und Parlament 
Verbündete, weil sie gemein- 

sam das Gemeinschafts- 
europa verteidigen. Anderer- 
seits müsse das Europäische 
Parlament die Kommission 
kontrollieren, diese sei daher 
der parlamentarischen Kon- 
trolle des Parlaments unter- 

worfen. 
"Wir sind für eine hand- 

lungsfähige, demokratische 
und transparente Europäi- 
sche Union - gleichzeitig tre- 
ten wir ein für weniger Büro- 
kratie, Deregulierung und ein 
Europa der Bürger", erklärte 
Hans-Gert Pöttering. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Sicherheitspolitik: 

Atombomben: Das Spiel mit dem 
Feuer geht weiter 

Seit dem 11. September 
2001 Terroristen Flugzeuge 
indieTwin-Towerdes World 
Trade Centers lenkten, ist 
das Unvorstellbare Wirk- 
lichkeit geworden. Von die- 
sem Tag an geht auch die 
Angst um, dass sich Terrori- 
sten Atomwaffen beschaf- 
fen und die Welt mit einem 
Nuklearangriff in Schutt 
und Asche legen könnten. 

Welch'ein Aufatmen ging 
um die Welt, als Libyen vor 
gut einem Jahr erklärte, sein 
Atomwaffenprogramm auf- 
zugeben. Zu Anfang dieses 

Jahres unterzeichnete der 
Wüstenstaat das Zusatzpro- 
tokoll zum Atomwaffen- 
sperrvertrag, das Chemie- 
waffenübereinkommen und 
das Abkommen über ein Ver- 
bot von Kernwaffenversu- 
chen. Was folgte, war Er- 
leichterung bei Militärex- 
perten, ein neues Sicher- 
heitsgefühl in den Nachbar- 
staaten und ein Lob der 
IAEO, die seit über40Jahren 
die Kontrolle der Atomener- 

gie weltweit durchführt. 
Doch erschrocken waren 

die Waffeninspektoren beim 
Besuch des Lichtwasser-Kern- 

forschungsreaktors in Tajura 
sowie bei der Durchsicht von 

Wolfgang ßörnsen 

tausenden von Papieren nicht 
nur über den relativ weiten 
Entwicklungsstand von Liby- 
ens Atombombe, sondern 
dass dieser Staat offensicht- 
lich auf dem Schwarzmarkt 
zu Zentrifugen, Fachwissen, 

Baugruppen und anderen nu- 
klearen Komponenten ge- 
kommen war. 

Libyen hatte in den siebzi- 
ger Jahren bereits versucht, 
in China Atomwaffenteile zu 
kaufen. Die Absicht fand das 
Lichtderöffentlichkeit. Dem 
Staat blieb 1975 als Ausweg 
nur der Beitritt zum Atom- 
waffensperrvertrag. Jedoch 
ohne Skrupel, dies zeigen die 

aktuellen Dokumente, nahm 
man gleichzeitig Verhand- 

lungen mit Atomwaffenfach- 
leuten wie dem pakistani- 

schen   Wissenschaftler   Dr. 

Khan auf und ordnete an, 
dass hunderte Studenten des 
Landes im Ausland Kernwis- 
senschaften zu studieren 
hätten. Daneben, unbeach- 
tet von der Weltöffentlich- 

keit, holte man sich Atomfor- 
scher und Kernenergie-Fach- 

leute ins Land. Mit der Ver- 
tragsunterzeichnung hatte 
man die Weltöffentlichkeit 

ruhig gestellt und konnte 

jetzt zügig ein eigenes Kon- 
zept für eine eigene Bombe 

entwickeln. 

Finanzhilfen und 
Fachwissen 

Pakistan gewährte Finanz- 

hilfe und Fachwissen. RuS' 
sland und China lehnten nu- 
kleare Unterstützung ab, die 
drei anderen Atomstaaten 

USA, Frankreich und Eng- 
land hatte man wohlweislich 

gar nicht erst gefragt. Was 

blieb, um doch das ehrgei- 
zige Ziel zu erreichen, aU' 
Umwegen - und besonders 

über den Schwarzmarkt - an 

Bombenmaterial heranzu- 

kommen. 
Nach Aussage von Pierre 

Claude Nolin, dem General- 
berichterstatter auf der Par- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

lamentarischen Versamm- 
lung der NATO in Bratislava, 
bestellte Libyen Bauteile für 
seine Atomwaffen bei Fir- 
men in Malaysia, aber auch 
Unternehmen in Japan und 
Deutschland waren invol- 
viert. 

Mitdembedrohlichenan- 
wachsenden Terrorismus, 
wie gerade das schreckliche 
Beispiel in Beslan zeigt, be- 
kommt der illegale nukleare 
Markt eine neue noch grö- 
ßere Bedeutung. Zwar wird 
die Verbreitung von Staat zu 
Staat kontrolliert und hier 
hatdie IAEU besonders Paki- 
stan, den Iran und Nord- 

korea unterdie Lupegenom- 
men, doch haben gerade 
diese Staaten ein Netzwerk 
von Personen und Privatun- 
ternehmen geschaffen, das 
'hnen nukleare Ausrüstung 
sichert und das notwendige 
Know-how beschafft. 

Schwarzmarkt 

Hinzu kommt der Tatbe- 
stand von gestohlenem ra- 
dioaktiven Materials bei den 
A-brüstungsmaßnahmen der 
neuen unabhängigen Staa- 
ten in Osteuropa. Weißruss- 
land, Kasachstan und die 

Ukraine vernichteten zwar 
inseitig alle ihre Atomwaf- 
fen, die sie von der Sowjet- 

union übernommen hatten, 
d°ch   nicht   jeder   Abrüs- 

tungsschritt hat kontrolliert 
werden können. Der jetzt 
entdeckte Schwarzmarkt be- 
steht aus dem Handel mit 
Teilen und Komponenten, 
die sowohl für zivile wie mi- 
litärische Atom- bzw. Kern- 
energieanlagen einsetzbar 
sind. Besonders hoch im 
Preis sind Anreicherungs- 
komponenten, weil die In- 

teressenten für Atomwaffen 
selber hoch angereichertes 
Uran produzieren wollen, 
um nicht abhängig zu wer- 
den von illegalen Quellen. 

Im Fall Libyen berichte- 
ten die Kontrolleure, dass die 
libysche Regierung Dr. Khan 
50 Mio. US-Dollar für Blau- 

pausen, Material und Kom- 
ponenten für den Bau einer 

Uran-Anreicherungsanlage 
gezahlt hat. Informationen 
und Fachwissen für den Bau 
einer Atomwaffe sind rund 
um den Globus durch die 
Globalisierung noch zugäng- 
lichergeworden. Und im Ge- 
gensatz zur Zeit des „Kalten 

Krieges" sind offensichtlich 
nicht nur Staaten an dieser 

„Bombe des Schreckens" in- 
teressiert, sondern auch in- 

ternationale terroristische 
Vereinigungen wie mein 
fachkundiger kanadischer 
Kollege Pierre Claude Nolin 
berichtet hat. 

Um vor diesem Hinter- 
grund zu mehr Sicherheit für 
unsere Erde zu kommen, ha- 
ben die Regierung von Präsi- 

dent George Bush wie vom 
Vorsitzenden der Kontroll- 
Behörde, Dr. Mohamed El Ba- 

radei, konkrete Vorschläge 
vorgelegt, die zu einer ver- 
schärften Durchsetzung der 
Nichtverbreitung von Atom- 
Material und Möglichkeiten 
führen sollen. Beide Initiati- 
ven gehen von einer „tiefen 
Sorge" um die Weltsicherheit 
aus, wenn es nicht zu einem 
Ende des Atom-Schwarz- 
marktes kommt. 

Nicht-Verbreitungs- 
Pläne 

Während Präsident Bush 
rigoros den Handel unterbin- 
den will, die fünf Atom- 
mächte USA, Russland, Chi- 
na, Frankreich und England 
jedoch von Sanktionen weit- 
gehend ausspart, setzt Dr. El 
Baradei auf mehr Macht für 
die Atomkontroll-Behörde 
und, wieerauf seiner Redeam 
2. November 2003 vor der 
UN-Generalvollversamm- 
lung zu verstehen gab, auch 
auf Anreize für die fünf Kern- 
waffenstaaten, ihre Waffen- 
arsenale abzubauen. 

Doch das Spiel mit dem 
Feuer geht weiter. Nicht en- 
ergisch genug werden die 
vorliegenden Pläne von Prä- 
sident Bush und Dr. El Bara- 
dei verfolgt. Die Nichtver- 
breitung von Bauelementen 
und Wissen für das Schaffen 
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einer Atombombe ist bisher 
nicht unterbunden worden. 
188 Staaten haben 1968 den 
Atomwaffensperrvertrag 
unterzeichnet, doch viele 
von ihnen scheinen sich da- 
mit ihrer weiteren Verant- 
wortung für die Sicherheit 
auf unserer Erde zu entzie- 
hen. Atomwaffen sind wohl 
das wirkungsvollste Mittel 
zur Zerstörung, die der 

Mensch je geschaffen hat. 
Atom- und Nuklearwaffen 
sind tatsächliche „Massen- 
vernichtungswaffen". 

Forderung 

Verantwortliche Politik 
darf sich bei dieser Proble- 
matik nicht auf Appelle be- 
schränken. Sie muss, das gilt 
auch für die Bundesregie- 

rung, auf internationales 
Handeln drängen. Bei den 
Treffen der G7/G8-Staaten 
sollte diese Thematik unver- 
züglich Eingangfinden,denn 
Nuklearwaffen in den Hän- 
den des internationalen Ter- 
rorismus wären eine fürch- 
terliche und unberechen- 
bare Bedrohung. 

Wolfgang Börnsen (Bön- 

strup) ist CDU- Bundestags- 
abgeordneter aus Schleswig 
Holstein, Vorsitzender des 

KüstenkreisesderCDU/CSU 
Bundestagsfraktion und Mit- 
glied der Parlamentarischen 
Versammlung der NATO. 

Wichtige Ergänzung 
der Koexistenzregeln 

für Gentechnik 

Erklärung zur erstmaligen 
Festlegung von Schwellen- 
werten für Saatgut durch 
die EU-Kommission: 

Die Festlegung eines 
0,3%-GrenzwertesfürRaps- 
und Maissaatgut durch die 
EU-Kommission ist ein ers- 
ter wichtiger Schritt zur Ver- 
vollständigung der Koexis- 
tenzregeln. Ohne eine sol- 
che eindeutige Obergrenze 
für unbeabsichtigte Anteile 
von gentechnisch verbes- 
sertem Saatgut sind weder 
Feldversuche in der Wissen- 
schaft, noch eine geregelte 
Anwendung in der landwirt- 
schaftlichen Praxis möglich. 

Die Kommission hat da- 

mit ihre Absicht, zu einem 
tatsächlichen, pragmatischen 
Nebeneinander unterschied- 
licher landwirtschaftlicher 

Anbauformen zu kommen, 
weiter umgesetzt. 

Nachdem dieser nied- 
rige, sehr anspruchsvolle 
Schwellenwert von 0,3 % für 
fremd befruchtende Pflan- 
zenarten mit Pollenflug ver- 
einbart ist, muss nun in ei- 
nem zweiten Schritt ein 

Wertfür selbst befruchtende 
Pflanzen festgeschrieben 
werden. Dazu hatte die Kom- 
mission bereits April 2004ei- 

nen Vorschlag von 0,5 % un- 

Helmut Heiderich 

terbreitet. Für Pflanzen mit 
vegetativer Vermehrungsoll- 

te ein Wert von 0,7 % ausrei- 
chend sein, da es dort bei 
Wachstum und Ernte nicht 
zu einer Auskreuzung und 
kaum zu einer Vermischung 

kommen kann. 
Insgesamt ist es wichtig, 

auch diese Werte bald mög- 
lichstumzusetzen, um siche- 
rere Grundlagen für die Saat- 

gutherstellung in Europa zu 

haben. 
Ein Grenzwert an der 

Nachweisgrenze oder eine 
Null-Toleranz, wie von Gen- 
technikgegnern gefordert, 

würde dagegen Europa im in- 
ternationalen Wettbewerb 
deutlich benachteiligen, 
dazu erhebliche, zusätzliche 

Kosten verursachen und we- 
der dem Verbraucher noch 
der Landwirtschaft irgend- 
eine Verbesserung bringen- 

Helmut Heiderich ist der 

Bio- und Gentechnik-Beauf- 

tragte der Bundestagsfrak' 

tion. 
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Distanzierung vom 
Terror durch frei- 
willige Selbstver- 

pflichtungen 

Stellungnahme zu Forderun- 

gen, Muslime sollten sich 
von Terror distanzieren: 

Wir begrüßen den Aufruf 
an alle friedlichen Muslime in 
unserem Land, sich klar vom 
Terrorismus zu distanzieren. 
Eine Abgrenzung von musli- 
mischen Terroristen liegt so- 
wohl im Interesse unserer 
Muslimischen Mitbürger als 
auch im Interesse aller Deut- 
schen. 

Wir sind aber der Auffas- 
sung, dass es für eine solche 
Abgrenzung nicht nur den 
Weg einer öffentlichen Dis- 

tanzierunggeben sollte. Nach 
unserer Auffassung muss 
auch die Zusammenarbeit 
tischen den Sicherheits- 
oehörden und den muslimi- 

schen Organisationen ver- 
bessert und institutionali- 
siert werden. Muslimische 

Organisationen und Mo- 
scheen sollten sich freiwillig 
selbst verpflichten, die Si- 
cnerheitsbehörden beim 
Kampf gegen islamistische 
Aktivitäten zu unterstützen 
und etwaige Umtriebe in den 
e'genen Reihen zu melden. 
s°lchefreiwilligen Selbstver- 
pflichtungen dienten nicht 
nur den Zielen der Strafver- 
°'gung und Prävention, son- 

Hartmut Koschyk Thomas Strobl 

dem sie beförderten darüber 

hinaus auch die Diskussio- 
nen der Muslime untereinan- 
der überdasVerhältniszuun- 
sererVerfassungundzum is- 
lamistischen Terrorismus. 
Dies wäre ein wichtiger Bei- 
trag dazu, Transparenz und 
Vertrauen zwischen den Zu- 

wanderern muslimischen 
Glaubens und der vorwie- 
gend christlichen deutschen 
Bevölkerung zu schaffen. 

Wir werden dieses Ziel 
weiter aktiv verfolgen. Am 
20. September wird der In- 
nenausschuss auf Antrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion eine öffentliche Anhö- 

rung zu dem Gesamtthema 
„Islamistische Einflüsse auf 
die Gesellschaft und ihre 
Auswirkungen auf Integra- 
tion und Sicherheit" durch- 
führen. 

Hartmut Koschyk ist der 
innenpolitische Fraktions- 
sprecher, Thomas Strobl der 
Obmann derCDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion im Innen- 
ausschuss und Kristina Köh- 
ler die zuständige Berichter- 
statterin. 

Kristina Köhler 

Populistische Ener- 
giepreisdebatte soll 

von Regierungschaos 
ablenken 

Stellungsnahme zur Hal- 
tung der Bundesregierung 
in der aktuellen Debatte 
zum Thema Energiepreise: 

Es ist schon erstaunlich, 

wenn gerade der Bundes- 
umweltminister die aktuelle 
Energiepreisdebatte aus- 
nutzt, um den Stromkonzer- 
nen allein die Schuld an den 
hohen Preisen in die Schuhe 
zu schieben. In geradezu 

schamloser Art und Weise 
sucht er hierbei zu verschlei- 
ern, dass die Verbraucher 
den Preisanstieg der vergan- 

genen Jahre zu einem Groß- 
teil der Energiepolitik aus 
seinem Haus verdanken. 

Dies verdeutlicht ein 
Blick auf die Preisentwick- 
lung der vergangenen sechs 
Jahre: Dass die Stromkosten 
eines Dreipersonenhaus- 

halts heute - nach einem 
Tiefstand von knapp 41 Euro 
im Jahr 2000 - mit rund 52 
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Euro wieder um zwei Euro 
höher liegen als 1998, liegt in 
erster Linie an den politi- 
schen Sonderlasten. Sie ma- 
chen nach sechs Jahren grü- 
ner Politik über 40 Prozent 
des Strompreises aus. 

Nicht anders sieht es bei 
den Strompreisen für die In- 
dustrie aus: Auch hier könn- 

ten deutsche Unternehmen 
viel stärker von der Liberali- 
sierung profitieren, würden 
sie nicht weitaus mehr als die 
Konkurrenz im Ausland von 
Rot-Grün zur Kasse gebeten. 
Insgesamt hat die Bundesre- 
gierung die Staatslasten für 
die Verbraucher in Deutsch- 
land von 2,3 Mrd. € 1998 auf 
11,3 Mrd. € im letzten Jahr 
fast verfünffacht. Ein Ende 
ist nicht abzusehen, denn 
private wie industrielle Ver- 
braucher müssen im Zuge 
der Novelle des EEG in Zu- 
kunft mit weiteren Belastun- 
gen rechnen. Dessen man- 
gelnde Ausrichtungan Effizi- 
enz  und  marktwirtschaftli- 

chen Kriterien hat die CDU/ 
CSU-Fraktion im Bundestag 
wiederholt kritisiert. 

Wenn Trittins Kabinett- 
kollege Clement seinerseits 
davorwarnt, höhere Energie- 
preise könnten die Konjunk- 
tur in Deutschland belasten, 
so ist diese Erkenntnis durch- 
aus zu begrüßen. Sie spricht 
aber der Politik der Bundes- 
regierung Hohn. Statt nach 
einem Sündenbock für die 
verfehlte Energie- und Wirt- 
schaftspolitik von Rot-Grün 
zu suchen, sollte er lieber vor 
der eigenen Haustür kehren. 
Wäre das Wirtschaftsminis- 
terium in der Lage gewesen, 
wie von der EU vorgeschrie- 
ben zum 1. Juli eine nationale 
Regulierungsbehörde zu in- 
stallieren, hätte das gegen- 
wärtige Vakuum gar nicht 
erst entstehen können. 

Besorgniserregend ist al- 
lerdings auch das Verhalten 

der Elektrizitätswirtschaft: 
Offensichtlich versuchen die 
Stromversorger, am Vor- 
abend der Regulierung noch 
einmal richtig Kasse zu ma- 
chen. Anders sind Ankündi- 
gungen wie diejenige von 
Vattenfall Europe, die Netz- 
entgelte drastisch anzuhe- 
ben, kaum zu deuten. Daher 
ist es richtig, dass sich das 
Bundeskartellamt hier der 
Sache annimmt. Ebenso sind 

die Anträge mehrer Unter- 
nehmen,die Tarife für Haus- 
haltskunden    zum    Jahres- 

wechsel um mehrere Pro- 
zentpunkte zu erhöhen, von 
den zuständigen Länder- 
behörden kritisch zu prüfen. 

Unüberlegt ist die Forde- 
rung aus Kreisen der Re- 
gierungskoalition, den Gas- 
vom Ölpreis abzukoppeln. 

Offensichtlich wird hier der 
Automatismus der Ölpreis- 
bindung nichtverstanden. Er 

bedeutet schließlich, dass 
die Entwicklung des Ölprei- 
ses nach oben und unten 
nachvollzogen wird. Die 
Idee, die Bindung gerade 

zum jetzigen Zeitpunkt auf- 
zugeben, zu dem der Rohöl- 
preis sich mit über 45 Euro 
pro Barrel auf Rekordniveau 

befindet, ist absurd. Ein sol- 

cher Schritt würde das Risi- 
ko mit sich bringen, dass 
der Gaspreis auf hohem 
Niveau zementiert bliebe. 
Diese Forderung ist daher 
nicht nur verbraucherfeind- 

lich. Sie würde den Standort 

Deutschland auch vor eine 
neuerliche Belastungsprobe 

stellen. 
Dagmar G. Wöhrl ist die 

wirtschaftspolitische Frakti- 
onssprecherin. 

Geschlechts- 
spezifische Jugend- 
arbeit verbessern 

Erklärung anlässlich der 
Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage 
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Maria Eichhorn 

*ur „Verbesserung der Zu- 
kunftsperspektive für Jun- 
gen." 

Die Bundesregierung hat 
kein Gesamtkonzept zur ge- 
schlechtsspezifischen Förde- 
rung von Jungen. Ihre Ant- 
wort ist ein Beleg für ihre Un- 
kenntnis und ihr Desinter- 
esse, sich näher mit dem 
Thema Jungenarbeit zu be- 
fassen. 

Wir brauchen eine ge- 
schlechtsspezifische Kinder- 
Ur>d Jugendarbeit. Dazu ge- 
hört beispielsweise die Ein- 
setzung von Jungenbeauf- 

tragten, wie sie bereits in 
München praktiziert wird. 

Dazu gehört aber auch, 

dass die verbesserte Förde- 
rLjng von Frauen in so ge- 
nannten Männerberufen er- 
gänzt werden muss um eine 
stärkere Förderung von Män- 
nern in so genannten Frauen- 
berufen. Die Bundesregie- 
riJng stellt zwar fest, dass nur 
sehr wenige Männer in der 
Tagespflege tätig seien. Kon- 
nte Vorschläge, die mehr 
Männer ermutigen, den Be- 

ruf des Erzieherszu ergreifen, 

oder Maßnahmen 
zur Erhöhung des 

Männeranteils  in 
vorschulischen 
Einrichtungen 
und    in    Grund- 
schulen     fehlen. 
Auch der aktuelle 
Gesetzentwurf 

zum Ausbau der Ta- 
gespflege    enthält    hierzu 
keine Aussagen. 

Die Arbeitsgruppe Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Ju- 

gend der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hält eine ge- 

schlechtsspezifische Gestal- 
tung der Jugendarbeit für 
notwendig, um Vorurteile 
abzubauen und den unter- 
schiedlichen Bedürfnissen 
von Jungen und Mädchen 
gerecht werden zu können. 

Maria Eichhorn ist die 
Vorsitzende der Arbeitsgrup- 
pe Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und Michaela 
Noll ist die zuständige Be- 
richterstatterin. 

Kinderbetreuung 
bleibt Stein des 

Anstoßes 

Erklärung zu dem Ergebnis 
der aktuellen Infas-Umfra- 
ge im Auftrag der Bertels- 
mann-Stiftung und zu dem 
Festhalten des Bundeska- 
binetts am Tagesbetreu- 
ungsausbaugesetz, das ein- 

seitig die Kommunen bela- 

stet und den Aspekt „Bil- 
dung" in der Kinderbetreu- 
ung vernachlässigt. 

Die jüngste Umfrage der 
Bertelsmannstiftung belegt 
wieder einmal, dass im Be- 
reich derfrühkindlichen För- 
derung auch die Qualität der 
Angebote in Deutschland 
völlig unzureichend ist. Das 
von Rot-Grün geplante Ta- 

gesbetreuungsausbauge- 
setz, das insbesondere auf 
den - von allen Parteien 
angestrebten - quantitati- 

ven Ausbau von Betreuungs- 
angeboten abzielt, greift 
deshalb qualitativ viel zu 
kurz. Es berücksichtigt kaum 
den wichtigen Aspekt der 
Bildungsförderung für Kin- 
der unter 3 Jahren. 

Dabei herrscht in der Sa- 
che Klarheit: In Deutschland 
besteht ein großer Hand- 
lungsbedarf, auch im Be- 

reich Erziehung, Bildungund 
Betreuung unserer Kinder. 
CDUundCSUhabendeshalb 

ein zukunftsweisendes Kon- 
zept vorgelegt, das enorme 
qualitative und quantitative 
Verbesserungen bringt. 

Die Bundesregierung will 
demgegenüber mit ihrem 
Schnellschuss das medien- 
wirksame Thema Kinder- 
betreuung auf Kosten der 
Kommunen ausschlachten. 
Nachdem die Jugendminis- 
terkonferenz eindeutig fest- 
stellte, dass der ursprüngli- 
che Entwurf auf einer völlig 
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falschen Kostenberechnung 
fundierte, hat Rot-Grün zwar 
kurzfristig noch einmal Än- 
derungen vorgenommen. 
Der Finanzierungsvorschlag 
des unausgegorenen Gesetz- 
entwurfs bleibt hingegen 
völligabwegig und istfürdie 
Kommunen so nicht hin- 
nehmbar. 

Durch frühzeitige gute Er- 
ziehung und Bildung wird der 

Grundstein fürs spätere Le- 
ben gelegt. Werdie Kinderbe- 
treuung in Deutschland ef- 
fektiv verbessern will, darf 
dies nicht zentralistisch an- 
gehen. Die Entscheidungen 
sind vor Ort zu treffen. Um 
hier Verbesserungen zu er- 
wirken, müssen außerdem 

seriöse Kostenberechnun- 
gen und nachvollziehbare Fi- 
nanzierungsvorschläge auf 

den Tisch. 
Die Union will die Kinder- 

betreuung optimieren. Rot- 
Grün will die Kommunen 
prellen und stiftet erneut 
Verwirrung im kommunalen 

Lager. Erziehung, 
Bildung und Be- 
treuung unserer 
Kinder verdienen 
mehr Ehrlichkeit! 

Peter Götz ist 
derkommunalpo- 
litische Fraktions- 
sprecher. 

Einheitliche Alkopop- 
Kennzeichnung zum 
Schutz derJugend 

Erklärung an lässlich der Ini- 
tiierung einer Gesprächs- 
runde „Alkopops" zusam- 
men mit Vertretern aus 

Handel und Industrie: 
Die Sondersteuer auf 

branntweinhaltigen Mixge- 
tränke, die seit dem 1. August 
2004 in Kraft ist, hat, wie zu 
erwarten, das gewünschte 
Ziel Kinder und Jugendliche 
von so genannten Alkopops 

fernzuhalten, komplett verfehlt. 
Bereits im April hat die 

Union darauf aufmerksam 
gemacht, dass es durch die 
Sondersteuer lediglich zu ei- 
ner Nachfrageverschiebung 
in Richtung bier- und wein- 
haltiger Alkopops kommen 
würde, die preislich attrakti- 
ver und bereits mit 16 Jahren 
legalerwerbbarsind. Deshalb 
haben wir zum einen immer 
wieder für die konsequente 
und verstärkte Durchsetzung 

des Jugendschutzgesetzes 
mit den dort bereits beste- 

Ursula heinen 

henden Straf- und Bußgeld- 
vorschriften plädiert. 

Andererseits müssen die 
Hersteller der Alkopops und 
die Getränkeindustrie ver- 
nünftig und verantwortungs- 

bewusst mit ihren Mixge- 

tränken umgehen. 
Gemeinsam mit Bran- 

chenvertretern werden wir 
am 9. September nach Lösun- 
gen suchen. Die bestehenden 

gesetzlichen Auflagen zum 
Schutz der Jugend müssen 

konsequent umgesetzt wer- 
den. Intensive Schulungsmaß- 
nahmen für das Verkaufsper- 

sonal, die, wie wir in den ver- 
gangenen Monaten immer 

wieder erlebt haben, häufig 
unwissend sind, was den Ver- 
kauf von Alkopops an unter 

18jährige angeht, sind eine 
Maßnahme. Darüber hinaus 

plädiertdie Union fürdie Ein- 
führung einer einheitlichen 

Kennzeichnungspflicht von 
alkoholischen Mixgetränken- 

Gerlinde Kaupa und Ur- 

sula Heinen sind die Beauf- 
tragten der Bundestagsfrak' 
tion für Drogen und Ver- 

braucherschutz. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

NEU im Sortiment- 

Pflastermäppchen 
.Trostpflaster für 6 Jahre Rot-Grün" 

2 Pflasterstrips in einem Mäppchen 

Bestell-Nummer: 9176 
Preis je 100 Stück: 26,00 

inkl. MwSt: 30,16 € 

NEU! Ab sofort wieder im Sortiment! 

Reflektorenanhänger - 
bedruckt mit unserem beliebten Smilie! 

Bestell-Nummer: 9! 
Preis je 25 Stück: 22,50 € 

inkl. MwSt.: 26,10 € 

Freshmint-Tütchen 

Bestell-Nummer: 9110 
Preis je 200 Stück: 22,00 € 

inkl. MwSt: 25,52 € 

CDU-Luftballon in Orange 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 

inkl. MwSt.: 34,80 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Überkleber 
„Danke für Ihr Vertrauen' 

für Ihr Vertrauen 
Bestell-Nummer:8196 
Preis je 250 Stück: 20,20 € 

inkl. MwSt: 23,43 € 

Türanhänger 
„Gehen Sie Wählen!" 

Bestell-Nummer: 160 
Preis je 1.000 Stück: 20,50 € 
inkl. MwSt.: 23,78 € 

BESTELLANSCHRIF1" 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


